
Materialien zur Regelung des eigenmächtigen Heileingriffs und der Sterbehilfe

Entwurf eines Strafgesetzbuches (StGB) - E 1962

§ 161. Heilbehandlung. Eingriffe und andere Behandlun-
gen, die nach den Erkenntnissen und Erfahrungen der Heil-
kunde und den Grundsätzen eines gewissenhaften Arztes zu
dem Zweck angezeigt sind und vorgenommen werden,
Krankheiten, Leiden, Körperschäden, körperliche Be-
schwerden oder seelische Störungen zu verhüten, zu erken-
nen, zu heilen oder zu lindern, sind nicht als Körperverlet-
zung strafbar.

§ 162. Eigenmächtige Behandlung zu Heilzwecken. (1)
Wer an einem anderen ohne dessen Einwilligung einen Ein-
griff oder eine andere Behandlung vornimmt, um Krankhei-
ten, Leiden, Körperschäden, körperliche Beschwerden oder
seelische Störungen zu verhüten, zu erkennen, zu heilen
oder zu lindern, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren, mit
Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die Einwil-
ligung nur bei einem Aufschub der Behandlung eingeholt
werden könnte, der den Betroffenen in die Gefahr des Todes
oder einer schweren Schädigung an Körper oder Gesundheit
(§ 147 Abs. 2) brächte, und die Umstände nicht zu der An-
nahme zwingen, daß er die Einwilligung versagen würde.
(3) Die Tat ist auch dann nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn
ein Arzt eine Heilbehandlung (§ 161) an einem anderen
vornimmt, ohne daß dieser im Sinne des Absatzes 1 einge-
willigt hat, weil er vorher nicht über die für die Einwilligung
wesentlichen Umstände voll aufgeklärt worden ist, aber
1. der Betroffene wenigstens eingewilligt hat, daß der Arzt

ihn überhaupt in Behandlung nimmt und, wenn ein Ein-
griff vorgenommen werden soll, überhaupt einen Ein-
griff vornimmt,

2. die Behandlung nach den Erkenntnissen und Erfahrungen
der Heilkunde erforderlich ist, um die Gefahr des Todes
oder einer schweren Schädigung an Körper oder Ge-
sundheit (§ 147 Abs. 2) von ihm abzuwenden,

3. eine volle Aufklärung den Betroffenen seelisch so
schwer belasten würde, daß dadurch der Behandlungs-
erfolg voraussichtlich erheblich beeinträchtigt würde,
und

4. die Umstände nicht zu der Annahme zwingen, daß er bei
voller Aufklärung die Einwilligung versagen würde.

(4) Handelt der Täter in der irrigen Annahme, daß die Vor-
aussetzungen des Absatzes 2 oder 3 vorliegen, und ist ihm
der Irrtum vorzuwerfen, so wird er mit Gefängnis bis zu
zwei Jahren, mit Strafhaft oder mit Geldstrafe bestraft.
(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Stirbt der Verletzte,
so geht das Antragsrecht nach § 121 Abs. 2 auf die Angehö-
rigen über.

Alternativ-Entwurf eines Strafgesetzbuches - Besonderer
Teil. Straftaten gegen die Person. Erster Halbband, vor-
gelegt von J. Baumann u.a., 1970 (AE-PersStR)

§ 123. Eigenmächtiger Heileingriff. (1) Wer ohne Einwil-
ligung an einem anderen einen Heileingriff vornimmt und
dabei nach den Erkenntnissen und Erfahrungen der ärztli-
chen Heilkunde handelt oder zu handeln glaubt, wird mit
Geldstrafe .... bis zu einem Jahr bestraft.

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Stirbt der Verletzte,
so geht das Antragsrecht auf die Angehörigen über.
(3) Die Tat ist nicht strafbar, wenn die Einwilligung nur bei
einem Aufschub der Behandlung eingeholt werden könnte,
der den Betroffenen in die Gefahr des Todes oder einer
schweren Körperverletzung brächte, und die Umstände nicht
zu der Annahme zwingen, daß er die Einwilligung versagen
würde.
(4) Die Einwilligung ist nur wirksam, wenn der Einwilligen-
de über Art, Tragweite und solche möglichen Folgen der
Behandlung aufgeklärt worden ist, die für die Entscheidung
eines verständigen Menschen ins Gewicht fallen können.
Die Aufklärung kann unterbleiben, soweit sie die ernste
Gefahr einer erheblichen Beeinträchtigung der Gesundheit
oder des seelischen Zustandes begründen würde.

Referentenentwurf zum "Sechsten Gesetz zur Reform des
Strafrechts - 6. StrRG" v. 15.7.1996 (RefE 6. StrRG)

Siebzehnter Abschnitt. Straftaten gegen die körperliche
Unversehrtheit

§ 229. Eigenmächtige Heilbehandlung. (1) Wer ohne
wirksame Einwilligung bei einer anderen Person einen kör-
perlichen Eingriff oder eine andere deren körperliche In-
tegrität oder deren Gesundheitszustand nicht nur unwesent-
lich beeinflussende Behandlung vornimmt, um bei ihr oder
ihrer Leibesfrucht vorhandene oder künftige körperliche
oder seelische Krankheiten, Schäden, Leiden, Beschwerden
oder Störungen zu erkennen, zu heilen, zu lindern oder ihnen
vorzubeugen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft. § 226 [= Einwilligung] gilt
sinngemäß.
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn die Behandlung
1. der Erprobung einer neuen Behandlungsmethode dient,

ohne daß dies im Interesse der behandelten Person oder
ihrer Leibesfrucht geboten ist, oder

2. unter Abwägung des mit ihr verfolgten Zwecks und einer
mit ihr für die behandelte Person verbundenen Gefähr-
dung nicht verantwortet werden kann.

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß
1. sie unter den in Absatz 2 Satz 2 genannten Vorausset-

zungen begangen ist oder
2. die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öf-

fentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Ein-
schreiten von Amts wegen für geboten hält.

Stirbt die verletzte Person, so geht das Antragsrecht nach
§ 77 Abs. 2 auf die Angehörigen über.

§ 230. Fehlerhafte Heilbehandlung. (1) Wer fahrlässig
durch einen Behandlungsfehler eine andere Person im Rah-
men einer den in § 229 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Zwecken
dienenden Behandlung an ihrer Gesundheit schädigt, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.
(2) § 229 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 gilt entsprechend.



Alternativentwurf eines Gesetzes über Sterbehilfe, vor-
gelegt von J. Baumann u.a., 1986 (AE-Sterbehilfe)

§ 214. Abbruch oder Unterlassung lebenserhaltender
Maßnahmen. (1) Wer lebenserhaltende Maßnahmen ab-
bricht oder unterläßt, handelt nicht rechtswidrig, wenn
1. der Betroffene dies ausdrücklich und ernstlich verlangt

oder
2. der Betroffene nach ärztlicher Erkenntnis das Bewußt-

sein unwiederbringlich verloren hat oder im Falle eines
schwerstgeschädigten Neugeborenen niemals erlangen
wird oder

3. der Betroffene nach ärztlicher Erkenntnis sonst zu einer
Erklärung über Aufnahme oder Fortführung der Behand-
lung dauernd außerstande ist und aufgrund verläßlicher
Anhaltspunkte anzunehmen ist, daß er im Hinblick auf
Dauer und Verlauf seines aussichtslosen Leidenszustan-
des, insbesondere seinen nahe bevorstehenden Tod, die-
se Behandlung ablehnen würde, oder

4. bei nahe bevorstehendem Tod im Hinblick auf den Lei-
denszustand des Betroffenen und die Aussichtslosigkeit
einer Heilbehandlung die Aufnahme oder Fortführung
lebenserhaltender Maßnahmen nach ärztlicher Erkennt-
nis nicht mehr angezeigt ist.

(2) Abs. 1 gilt auch für den Fall, daß der Zustand des Betrof-
fenen auf einem Selbsttötungsversuch beruht.

§ 214a. Leidensmindernde Maßnahmen. Wer als Arzt oder
mit ärztlicher Ermächtigung bei einem tödlich Kranken mit
dessen ausdrücklichem oder mutmaßlichen Einverständnis
Maßnahmen zur Linderung schwerer, anders nicht zu behe-
bender Leidenszustände trifft, handelt nicht rechtswidrig,
auch wenn dadurch als nicht vermeidbare Nebenwirkung der
Eintritt des Todes beschleunigt wird.

§ 215. Nichthinderung einer Selbsttötung. (1) Wer es
unterläßt, die Selbsttötung eines anderen zu hindern, handelt
nicht rechtswidrig, wenn die Selbsttötung auf einer frei
verantwortlichen, ausdrücklich erklärten oder aus den Um-
ständen erkennbaren ernstlichen Entscheidung beruht.
(2) Von einer solchen Entscheidung darf insbesondere nicht
ausgegangen werden, wenn der andere noch nicht 18 Jahre
alt ist oder wenn seine freie Willensbestimmung entspre-
chend §§ 20, 21 StGB beeinträchtigt ist.

§ 216. Tötung auf Verlangen. (1) Ist jemand durch das
ausdrückliche und ernstliche Verlangen des Getöteten zur
Tötung bestimmt worden, so ist auf Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen.
(2) Das Gericht kann unter den Voraussetzungen des Abs. 1
von Strafe absehen, wenn die Tötung der Beendigung eines
schwersten, vom Betroffenen nicht mehr zu ertragenden
Leidenszustandes dient, der nicht durch andere Maßnahmen
behoben oder gelindert werden kann.
(3) Der Versuch ist strafbar.

Anhang: Österreichisches Strafgesetzbuch v. 23.1.1974
(öStGB)

§ 78. Mitwirkung am Selbstmord. Wer einen anderen dazu
verleitet, sich selbst zu töten, oder ihm dazu Hilfe leistet, ist
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu
bestrafen.

§ 88. Fahrlässige Körperverletzung. (1) Wer fahrlässig
einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit
schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder
mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen.
(2) Trifft den Täter kein schweres Verschulden und ist ent-
weder
1. die verletzte Person mit dem Täter in auf- oder abstei-

gender Linie verwandt oder verschwägert oder sein Ehe-
gatte, sein Bruder oder seine Schwester oder nach § 72
Abs. 2 wie ein Angehöriger des Täters zu behandeln,

2. der Täter ein Arzt, die Körperverletzung oder Gesund-
heitsschädigung in Ausübung der Heilkunde zugefügt
worden und aus der Tat keine Gesundheitsschädigung
oder Berufsunfähigkeit von mehr als vierzehntägiger
Dauer erfolgt,

3. der Täter eine im Krankenpflegefachdienst, in medizi-
nisch-technischen Diensten oder im Sanitätshilfsdienst
tätige Person, die Körperverletzung oder Gesundheits-
schädigung in Ausübung eines dieser Berufe zugefügt
worden und aus der Tat keine Gesundheitsschädigung
oder Berufsunfähigkeit von mehr als vierzehntägiger
Dauer erfolgt, oder

4. aus der Tat keine Gesundheitsschädigung oder Berufs-
unfähigkeit einer anderen Person von mehr als dreitägi-
ger Dauer erfolgt,

so ist der Täter nach Abs. 1 nicht zu bestrafen.
(3) In den im § 81 Z. 1 und 2 bezeichneten Fällen ist der
Täter mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.
(4) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1)
zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu sechs
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, in den
im § 81 Z. 1 und 2 bezeichneten Fällen aber mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

§ 110. Eigenmächtige Heilbehandlung. (1) Wer einen
anderen ohne dessen Einwilligung, wenn auch nach den Re-
geln der medizinischen Wissenschaft behandelt, ist mit
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe
bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.
(2) Hat der Täter die Einwilligung des Behandelten in der
Annahme nicht eingeholt, daß durch den Aufschub der Be-
handlung das Leben oder die Gesundheit des Behandelten
ernstlich gefährdet wäre, so ist er nach Abs. 1 nur zu be-
strafen, wenn die vermeintliche Gefahr nicht bestanden hat
und er sich dessen bei Aufwendung der nötigen Sorgfalt
(§ 6) hätte bewußt sein können.
(3) Der Täter ist nur auf Verlangen des eigenmächtig Be-
handelten zu verfolgen.
 


